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Kern: Einschätzung des Datenschutzbeauftragten zu inakzeptablen Risiken
bei Bildungsplattform ist alarmierend

Anspruch der grün-schwarzen Koalitionäre, „bundesweit Vorreiter einer digital unterstützten Bildung“
werden zu wollen, bleibt frommer Wunsch

Zur heutigen Pressemitteilung des Landesdatenschutzbeauftragten, mit der er aufgrund hoher
datenschutzrechtlicher Risiken von der Nutzung von Microsoft Office 365 an Schulen abrät, sagte der
bildungspolitische Sprecher der FDP/DVP-Fraktion, Dr. Timm Kern:

„Der Landesdatenschutzbeauftragte bewertet die Risiken beim Einsatz der nun erprobten Microsoft-
Dienste im Schulbereich als `inakzeptabel hoch´ und rät davon ab, diese dort zu nutzen. Er empfiehlt
ferner, `die im Schulbereich vorhandenen Alternativen weiter zu stärken´, da sonst ein `hohes Risiko
der Verletzung von Rechten und Freiheiten betroffener Personen´ bestehe. Diese unverblümte und
eindeutige Einschätzung ist alarmierend, gerade mit Blick auf die vielen Schulen, die entsprechende
Anwendungen derzeit in Betrieb haben. Die beruflichen Schulen etwa sind aufgrund ihrer Nähe zu den
Unternehmen der Privatwirtschaft in besonderem Maße auf Microsoft-Produkte angewiesen. Sie
befinden sich in einer ganz besonders misslichen und unbefriedigenden Situation. Auch wenn es mit den
Worten des Datenschutzbeauftragten nicht gänzlich ausgeschlossen erscheint, dass mit den
vorhandenen Produkten rechtskonform gearbeitet werden kann, ist nun höchste Eisenbahn bei der
Bereitstellung datenschutzkonformer Lösungen geboten. Vom vertraglich vereinbarten Anspruch der
grün-schwarzen Koalitionäre, „bundesweit Vorreiter einer digital unterstützten Bildung“ werden zu
wollen, sind wir noch Welten entfernt. Im Kultusministerium muss dringend ein gangbarer Weg für alle
Schulen gefunden werden, sonst bleibt die Prämisse der neuen Landesregierung nicht nur ein hehres
Ziel, sondern ein frommer Wunsch.“


